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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 35. 


(Nr. 10554.) Staatsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Oſterreichiſch- Ungariſchen 
Monarchie wegen Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung von Troppau über 
Katharein und Piltſch nach Bauerwitz. Vom 9. Januar 1904. 


en Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, im Namen des 
Deutſchen Reichs, das hierbei Preußen auf deſſen Antrag vertritt, und Seine 
Majeſtät der Kaiſer von Oſterreich, König von Böhmen uſw. und Apoſtoliſcher 
König von Ungarn find übereingekommen, wegen Herſtellung einer Eifenbahn- 
verbindung von Troppau über Katharein und Piltſch nach Bauerwitz einen Ver⸗ 
trag abzuſchließen, und haben zu dieſem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Oberfinanzrat Julius 
Rathjen, . 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Guſtav Lacomi, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrat Rudolf Ottendorff, 
Allerhöchſtihren Geheimen Baurat Franz Richard, 
Allerhöchſtihren Legationsrat Paul Goetſch, 
und 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Oſterreich, König von Böhmen 
uſw. und Apoſtoliſcher König von Ungarn: f 
Allerhöchſtihren Miniſterialrat im K. K. Eiſenbahnminiſterium 
Dr. Auguſt Weeber, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrat im K. K. Finanzminiſterium Dr. Fried⸗ 
rich Freiherrn von Raymond, 
Allerhöchſtihren Sektionsrat im K. K. Finanzminiſterium Dr. Joſef 
Mühlvenzl, ERS 
Allerhöchſtihren Oberbaurat im K. K. Eiſenbahnminiſterium Ferdi⸗ 
nand Gottsleben, 
Geſetz-Samml. 1904. (Nr. 10554.) 
Ausgegeben zu Berlin den 29. September 1904. 
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von welchen nach geſchehener Mitteilung und gegenfeitiger Anerkennung ihrer 
Vollmachten unter dem Vorbehalte der Ratifikation der nachſtehende Vertrag ver- 
abredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, die auf ihrem 
Gebiete gelegene Strecke der eingangs angeführten Bahnverbindung von Troppau 
nach Bauerwitz für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die geſetzliche Er⸗ 
mächtigung hierzu erhalten haben und die Erfüllung derjenigen Bedingungen, 
von welchen der Bau dieſer Linie geſetzlich etwa abhängig gemacht werden ſollte, 
ſichergeſtellt ſein wird. Bei Eintritt dieſer Vorausſetzungen wird die Königlich 
Preußiſche Regierung die Kaiſerlich-Königliche Regierung hiervon benachrichtigen. 
Letztere wird hierauf bekanntgeben, ob ſie die Ausführung des Baues der öſter⸗ 
reichiſchen Strecke auf eigene Koſten oder im Wege der Konzeſſionserteilung an 
eine Privatunternehmung ſicherſtellen wird, und wird ſodann dafür Vorſorge 
treffen, daß die betriebsfähige Herſtellung der öſterreichiſchen Strecke ehetunlichſt, 
und zwar möglichſt derart durchgeführt wird, daß die Eröffnung des Betriebs 
auf der öſterreichiſchen Strecke erfolgen kann, ſobald die preußiſche Strecke voll— 
endet iſt. 

Der Zeitpunkt, zu dem hiernach die Eröffnung des Betriebs über die 
beiderſeitige Grenze erfolgen ſoll, bleibt einer beſonderen Vereinbarung zwiſchen 
den beiden hohen Regierungen vorbehalten. 


Artikel II. 1 
9 Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie ſowie des geſamten Bauplans 
und der einzelnen Bauentwürfe bleibt jeder der beiden hohen Regierungen für 
ihr Gebiet vorbehalten. 

Der Punkt, wo die beiderſeitige Grenze von der Eiſenbahn überſchritten 
wird, ſoll im Wege gemeinſamer Verhandlung durch techniſche Kommiſſare näher 
beſtimmt werden. 5 

Artikel III. 
Die Bahn ſoll als Nebeneiſenbahn zur Ausführung gelangen und zunächſt 
nur mit einem durchgehenden Gleiſe verſehen werden. Sollte ſpäterhin das Be 

dürfnis nach Herſtellung des zweiten Gleiſes auf der ganzen Bahnlinie beziehungs- 
"weile auf einzelnen Teilſtrecken derſelben oder nach einer ſonſtigen zur ungeſtörten 
Abwickelung des Verkehrs notwendigen weiteren Ausgeſtaltung der erſten Bau⸗ 
und Betriebseinrichtungen ſich herausſtellen, ſo werden die hohen Regierungen 
behufs einer Verſtändigung hierüber in weitere Verhandlung treten. 

Die Spurweite der Gleiſe ſoll in Übereinſtimmung mit den anſchließenden 
Bahnen 1½s Meter im Lichten der Schienen betragen. Auch im übrigen 
ſollen die Konſtruktionsverhältniſſe der anzulegenden Bahnſtrecke und deren Betriebs 
mittel dergeſtalt nach gleichmäßigen Grundſätzen feſtgeſtellt werden, daß auf den 
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beiderſeitigen Bahnſtrecken ein ineinandergreifender Betrieb ſtattfinden kann, ins⸗ 
beſondere auch die Betriebsmittel von und nach den anſchließenden Bahnen un⸗ 
gehindert übergehen beziehungsweiſe wechſelſeitig benutzt werden können. f 

Die von einer der beiden hohen Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne nochmalige Prüfung auch auf der im Gebiete der anderen liegenden 
Bahnſtrecke zugelaſſen werden. ; 


Artikel IV. 

Die beiden hohen Regierungen verpflichten ſich, zuzulaſſen beziehungsweiſe 
anzuordnen, daß die in Rede ſtehende Bahn an ihren Endpunkten in angemeſſene, 
den Übergang der Betriebsmittel geſtattende Schienenverbindung mit den im 
gegebenen Zeitpunkte daſelbſt anſchließenden Eiſenbahnen geſetzt wird. 

Der Territorialregierung wird das Recht vorbehalten, die Einmündung 
anderer Bahnen ſowie die Einbindung von Schlepp⸗ und Induſtriegleiſen in die 
öſterreichiſche Strecke der obgenannten Bahn zu geſtatten und die Modalitäten 
dieſer Einmündung und des diesfälligen Anſchlußdienſtes, falls hierüber eine 
Vereinbarung mit den Intereſſenten nicht erzielt werden könnte, feſtzuſetzen. 


Artikel V. 
Die auf öſterreichiſchem Staatsgebiete gelegene Strecke der eingangs ge⸗ 
nannten Bahn wird von der Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung 
betrieben werden. 


Artikel VI. 

Die volle Landeshoheit (alſo auch die Ausübung der Juſtiz- und Polizei⸗ 
gewalt) bleibt in Anſehung der die beiderſeitige Grenze überſchreitenden Bahnlinie 
auf jedem der beiden Gebiete der betreffenden Territorialregierung ausſchließlich 
vorbehalten. 


Artikel VII. 

Die hohen Regierungen behalten ſich vor, zur Handhabung der ihnen 
über die Bahnſtrecke in ihrem Gebiet und den Betrieb auf derjelben zuſtehenden 
Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte Kommiſſare zu beſtellen, welche die Beziehungen 
ihrer Regierungen zu den Eiſenbahnverwaltungen in allen denjenigen Fällen zu 
vertreten haben, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten 
der zuſtändigen Landesbehörden geeignet ſind. 


Artikel VIII. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Territorialregierung über 
die auf öſterreichiſchem Gebiete gelegene Strecke und über den darauf ſtattfindenden 
Betrieb verbleibt die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über die den Betrieb 
führende Eiſenbahnverwaltung der Königlich Preußiſchen Regierung. 
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Artikel IX. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem der beiden Gebiete 
zuſtändigen Behörden in Gemäßheit der für jedes Gebiet geltenden Vorſchriften 
und Grundſätze zunächſt durch die Beamten der Eiſenbahnverwaltung gehandhabt 
werden. 

Artikel X. 

Inſoweit ein öſterreichiſcher Unternehmer innerhalb des preußiſchen Gebiets 
oder ein deutſcher Unternehmer innerhalb des öſterreichiſchen Gebiets den Bau 
beziehungsweiſe den Betrieb der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Bahn- 
linie ganz oder teilweiſe übernimmt oder künftig übernehmen ſollte, hat ſich der— 
ſelbe rückſichtlich aller aus der Anlage und aus dem Betriebe der Bahn her⸗ 
zuleitenden Entſchädigungsanſprüche den Geſetzen und der Gerichtsbarkeit des 
Staates, in welchem die Schadenszufügung ſtattgefunden hat, zu unterwerfen, 
inſofern der Entſchädigungsanſpruch nicht aus einem mit der betriebführenden 
Bahnverwaltung oder mit einer der übrigen an dem Transporte beteiligten 
Bahnen abgeſchloſſenen Frachtgeſchäfte hergeleitet wird. 


Artikel XI. 

Deutſche Reichsangehörige, welche von der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung 
beim Betriebe der auf öſterreichiſchem Gebiete gelegenen Strecke Troppau--Reichs⸗ 
grenze etwa angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Untertanenverband 
ihres Heimatslandes aus. 8 

Die Stellen der Lokalbeamten, mit Ausnahme der Bahnhofvorftände, der 
Telegraphen- und derjenigen Beamten, welche mit der Erhebung von Geldern 
betraut find, ſollen jedoch tunlichſt mit einheimiſchen Staatsangehörigen beſetzt 
werden. 

Sämtliche Beamte ſind ohne Unterſchied des Ortes ihrer Anſtellung bei 


der Bahn rückſichtlich der Diſziplinarbehandlung nur der Anſtellungsbehörde, im 


übrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, in welchem 
ſie ihren Wohnſitz haben. 
Artikel XII. | 

Die Feſtſtellung und Genehmigung der Fahrpläne und Tarife bleibt der- 
jenigen Regierung vorbehalten, in deren Gebiete die betriebführende Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ihren Sitz hat. Y 

Artikel XIII. 

Die im Intereſſe der Erleichterung des gegenſeitigen Eiſenbahnverkehrs 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Ofterreichifch-Ungarifchen Monarchie 
jeweilig beſtehenden Vertragsbeſtimmungen finden auch auf den durch den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag geſicherten Eiſenbahnanſchluß Anwendung. i 


Beide hohen vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, dahin zu wirken: 


J. daß auf der den Gegenſtand dieſes Vertrags bildenden Eiſenbahn mög⸗ 
lichſt im Anſchluß an die Züge der angrenzenden Bahnſtrecken für den 
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Perſonen- und den Güterverkehr fo viel Züge eingerichtet werden, als 
zur Bewältigung desſelben erforderlich ſind, ſowie daß die ſonſtigen 
Betriebsanordnungen den Verkehrsintereſſen entſprechend geregelt werden; 

2. daß der Einführung direkter Abfertigungen im Perſonen- und Güter⸗ 
verkehre zwiſchen der in Frage ſtehenden und den angrenzenden Bahn⸗ 
ſtrecken, falls dieſelbe im Intereſſe des Verkehrs von beiden hohen Re⸗ 
gierungen als wünſchenswert bezeichnet wird, ſeitens der betriebführenden 
Verwaltungen der beteiligten Eiſenbahnen nicht widerſprochen werde; 

3. daß die in Rede ſtehende Eiſenbahn zur Aufnahme in die Liſte der 
dem internationalen Übereinkommen für den Eiſenbahnfrachtverkehr 
unterworfenen Eiſenbahnen angemeldet werde. 


Artikel XIV. 

Der Betriebswechſel auf der herzuſtellenden Eiſenbahn ſoll in der auf öſter⸗ 
reichiſchem Gebiete gelegenen Station Troppau der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
erfolgen, deren allfällige Erweiterung in dem durch das wirkliche Bedürfnis des 
Verkehrs der in Rede ſtehenden Bahn bedingten Umfang auf Grund der aus— 
zuarbeitenden Projekte durch techniſche Kommiſſare beſtimmt werden wird. 

Für die Ausgeſtaltung der Wechſelſtation ſowie der eventuell von der her— 
zuſtellenden Bahn mitzubenutzenden Strecke der Linie Troppau Jägerndorf der 


öſterreichiſchen Staatsbahnen ſind die für die öſterreichiſchen Bahnen geltenden 


Grundſätze maßgebend. 

Dagegen ſollen die Einrichtungen des Baues und Betriebs, die Konſtruktion 
des Oberbaues und die Signaleinrichtungen der auf öſterreichiſchem Gebiete ge— 
legenen Strecke von der Grenze bis zu der Wechſelſtation, eventuell bis zu dem An⸗ 
ſchluß an die kurrente Strecke der Linie Troppau Jägerndorf der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen mit denjenigen Einrichtungen übereinſtimmen, welche in dieſer Be— 
ziehung für die auf preußiſchem Gebiete gelegene Anſchlußſtrecke genehmigt werden. 


Artikel XV. 

Die Eigentumsverwaltung wird der Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung die Mitbenutzung der als Grenz- und Wechſelſtation in Ausficht 
genommenen Station Troppau ſowie eventuell auch der kurrenten Strecke von 
dieſer Station bis zum Anſchluſſe der herzuſtellenden Bahn an die Linie Troppau 
Jägerndorf der öſterreichiſchen Staatsbahnen geſtatten. 


Artikel XVI. 

Bezüglich der Bedingungen, unter welchen der Königlich Preußiſchen 
Staatseiſenbahnverwaltung der Betrieb auf der öſterreichiſchen Strecke (Artikel V) 
zu überlaſſen iſt, bleibt eine Verſtändigung zwiſchen den beteiligten Bahn⸗ 
verwaltungen vorbehalten. 
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Beim Mangel eines Einverſtändniſſes haben ſich die Bahnverwaltungen 
den nach vorgängiger Verſtändigung gemeinſchaftlich zu treffenden Anordnungen 
der beiden hohen Regierungen zu fügen. 

Jedenfalls ſoll aber die betriebführende Verwaltung ſeitens der Königlich 
Preußiſchen Regierung bindend verpflichtet werden, die ordnungsmäßige Inſtand⸗ 
haltung der ihr in Betrieb gegebenen Strecke nebſt allem Zubehör, einſchließlich 
der nach öſterreichiſchen Verwaltungsgrundſätzen erforderlich werdenden Erneue⸗ 
rungen, auf eigene Koſten zu übernehmen und dem Eigentümer der öſterreichiſchen 
Strecke das auf die betreffende Strecke nachweislich verwendete Anlagekapital, 
jedoch ohne Einrechnung verlorener Zuſchüſſe der Intereſſenten ſowie etwaiger 
Koſten der Geldbeſchaffung und Kursverluſte, mit jährlich fünf Prozent zu verzinſen. 

Nach gleichen Grundſätzen werden die Erweiterungen der urſprünglichen 
Anlagen der öſterreichiſchen Strecke behandelt, welche die Territorialregierung im 
Intereſſe des Verkehrs für geboten erachten möchte. 

Artikel XVII. N 

Auch rückſichtlich der Bedingungen, unter denen der Königlich Preußiſchen 
Staatsbahnverwaltung das Recht der Mitbenutzung des Bahnhofs Troppau als 
Wechſelbahnhof ſowie eventuell auch der kurrenten Strecke der Linie Troppau 
Jägerndorf der öſterreichiſchen Staatsbahnen zuſtehen ſoll und insbeſondere be- 
züglich der der Eigentumsverwaltung dafür zu leiſtenden beſonderen Entſchädigung. 
bleibt eine Vereinbarung zwiſchen den beteiligten beiderſeitigen Bahnverwaltungen 
vorbehalten. 5 

Beim Mangel eines Einverſtändniſſes haben ſich die Bahnverwaltungen 
den nach vorgängiger Verſtändigung gemeinſchaftlich zu treffenden Anordnungen 
der beiden hohen Regierungen zu fügen. 

Jedenfalls ſollen aber die Koſten für die Anlagen und Bauten in der 
Wechſelſtation, einſchließlich der Dienſt⸗ und Wohnräume für die Eifenbahn-, 
Zoll⸗, Poſt⸗, Telegraphen- und Polizeiverwaltung, ſowie die Koſten für die 
eventuell mitzubenutzende Strecke der kurrenten Bahnlinie ſeitens der mitbenutzenden 
Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung nach Verhältnis der Mitbenutzung 
dem Eigentümer mit jährlich fünf Prozent verzinſt werden, ſofern nicht bezüglich 
der ausſchließlich für Zwecke der preußiſchen Verwaltung beſtimmten Anlagen und 
Bauten ſeitens dieſer Verwaltung die ſofortige Entrichtung der effektiven Baukoſten 
vorgezogen wird. a N 

Nach gleichen Grundſätzen werden die Erweiterungen der urſprünglichen 
Bahnanlagen in der Wechſelſtation Troppau ſowie eventuell auf der mitzu⸗ 
benugenden kurrenten Strecke behandelt, welche die Territorialregierung im Intereſſe 
des Verkehrs für geboten erachten, oder welche die Königlich Preußiſche Regierung 
für ihre im dritten Abſatze bezeichneten Dienſtzweige etwa in Anſpruch nehmen ſollte. 

Artikel XVIII. N 


In der Grenzſtation Troppau wird der Zolldienſt von den daſelbſt be— 
ſtehenden Zollſtellen beſorgt werden. i a | 


Hinſichtlich der Koſten der hierfür erforderlichen baulichen Anlagen haben 
die Beſtimmungen des Artikels XVII analoge Anwendung zu finden. N 

Die beiden hohen Regierungen erklären ſich bereit, die Befugniſſe der ge⸗ 
nannten Zollſtellen zu erweitern, ſobald und ſoweit die Ausdehnung des Verkehrs 
es erfordern ſollte. 
5 Artikel XIX. 

Die Förmlichkeiten der zollamtlichen Reviſion und Abfertigung des Paſſagier⸗ 
gepäcks, der ein⸗ und ausgehenden Güter ſowie der zollamtlichen Überwachung 
des Durchzugsverkehrs follen ſeinerzeit durch beiderſeitige Kommiſſare noch näher 


verabredet werden. 


Artikel XX. 8 IA 

Die wegen Handhabung der Paß- und Fremdenpolizei im Eiſenbahn⸗ 
verkehre ſchon beſtehenden oder noch zu vereinbarenden Beſtimmungen ſollen auf 
die den Gegenſtand dieſes Vertrags bildende Eiſenbahnverbindung Anwendung 
finden., 

Über die Amtsbefugniſſe der Polizeibeamten, welche etwa von der Königlich 
Preußiſchen Regierung auf dem Grenzbahnhofe ſtationiert werden ſollten, bleibt 
eine beſondere Verſtändigung zwiſchen den beiden hohen Regierungen vorbehalten. 

Die diesfällige Verhandlung ſoll mindeſtens drei Monate vor Inbetrieb⸗ 
ſetzung der herzustellenden Eiſenbahn beginnen und vor Eröffnung des Betriebs 
tunlichſt vollſtändig zum Abſchluſſe gebracht werden. 


Artikel XXI. 

Die Regelung des Poſt- und Telegraphendienſtes bleibt der beſonderen 
Verſtändigung zwiſchen den beiderſeitigen Poſt- und Telegraphenverwaltungen 
vorbehalten. 

Für den Fall, daß hiernach der Betriebswechſel auch für den Poſtbetrieb 
an demſelben Punkte ſtattfindet, welcher nach Artikel XIV für den Eiſenbahn⸗ 
betriebswechſel in Ausſicht genommen iſt, hat die Königlich Preußiſche Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung die Verpflichtung zu übernehmen, auf der Strecke zwiſchen 
der beiderſeitigen Grenze und der Wechſelſtation dieſen Betrieb zu Gunſten der 
öſterreichiſchen Poſtverwaltung auszuführen. 


Artikel XXII. 

Der Betrieb der auf öſterreichiſchem Gebiete gelegenen Strecke wird, ſoweit 
und ſolange derſelbe von der preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung geführt 
wird, mit keinen anderen oder höheren Abgaben belegt werden, als denjenigen, 
welche den Bahnbetrieb ausländiſcher Eiſenbahnverwaltungen im allgemeinen treffen. 


Artikel XXIII. 
Sollte ſpäterhin eine Anderung in den Eigentumsverhältniſſen der auf 
öſterreichiſchem Gebiete gelegenen Strecke infolge Einlöſung oder Heimfalls der⸗ 
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ſelben eintreten, fo bleiben deſſenungeachtet die Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Vertrags unverändert in Kraft. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung ſoll es freiſtehen, die aus dieſem 
Vertrage für ſie hervorgehenden Rechte und Pflichten auf das Deutſche Reich 
zu übertragen. f 

Artikel XXIV. z 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderfeitig zur Allerhöchſten Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikatlons⸗ 
urkunden baldtunlichſt in Wien bewirkt werden. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Wien, am 9. Januar 1904. 


(L. S.) Rathjen. (L. S.) Weeber. 

(L. S.) Lacomi. (L. S.) Raymond. 
(L. S.) Ottendorff. (L. S.) Mühlpenzl. 
(L. S.) F. Richard. (L. S.) Gottsleben. 


(L. S.) Goetſch. 


Der vorſtehende Staatsvertrag ift ratifiziert worden und die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. f 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


